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Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt

(A) (C)

(D)(B)

Wir kommen zum Änderungsantrag auf Drucksache
17/1232. Wer stimmt dafür? – Wer ist dagegen? – Ent-
haltungen? – Der Änderungsantrag ist abgelehnt mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion
Die Linke bei Enthaltung der SPD-Fraktion. 

Nun kommen wir zur Beschlussempfehlung des Aus-
schusses. Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? –
Enthaltungen? – Die Beschlussempfehlung ist angenom-
men mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen bei Ge-
genstimmen der Oppositionsfraktionen.

Tagesordnungspunkte 12 b und 12 c. Hier wird inter-
fraktionell die Überweisung der Vorlagen auf den
Drucksachen 17/1048 und 17/1165 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Da-
mit sind Sie einverstanden, wie ich sehe. Dann sind die
Überweisungen so beschlossen.

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 17 a bis 17 c
auf:

a) Erste Beratung des von der Fraktion der SPD ein-
gebrachten Entwurfs eines … Gesetzes zur Än-
derung des Grundgesetzes (Artikel 28
Absatz 1)

– Drucksache 17/1047 –

Überweisungsvorschlag:
Innenausschuss (f)
Rechtsausschuss 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten Memet
Kilic, Josef Philip Winkler, Ingrid Hönlinger,
weiteren Abgeordneten und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Ent-
wurfs eines … Gesetzes zur Änderung des
Grundgesetzes (Artikel 28 Absatz 1 – Kommu-
nales Ausländerwahlrecht)

– Drucksache 17/1150 –

Überweisungsvorschlag:
Innenausschuss (f)
Rechtsausschuss
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Sevim
Da delen, Katrin Kunert, Jan Korte, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE

Kommunales Wahlrecht für Drittstaatsange-
hörige einführen

– Drucksache 17/1146 –

Überweisungsvorschlag:
Innenausschuss (f)
Rechtsausschuss
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. – Ich sehe,
Sie sind damit einverstanden. Dann werden wir so ver-
fahren.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner das Wort dem Kollegen Rüdiger Veit für die SPD-
Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Rüdiger Veit (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die SPD-Fraktion möchte sich heute Abend mit einem
– aus ihrer Sicht jedenfalls – alten und lieben Bekannten
befassen. Es handelt sich um die Grundgesetzänderung
im Rahmen des Art. 28 Abs. 1 Satz 3. Es geht darum, die
Möglichkeit zu schaffen, dass Länderparlamente darüber
entscheiden können, dass ausländische Mitbürger, die
aus Drittstaaten kommen, an Kommunalwahlen teilneh-
men können. Das hat der Bundesrat übrigens schon 1997
auf Antrag der SPD beschlossen. In diesem Haus hat er
bisher noch keine Mehrheit gefunden. Ich sage ganz of-
fen: Ich war wenig begeistert davon, dass wir im vorletz-
ten Jahr nach einer Anhörung im Parlament dem Antrag,
der von anderer Seite gestellt worden war, aus Gründen
der Koalitionsräson nicht zustimmen konnten.

Ich halte zunächst einmal zufrieden fest, dass wir
heute einen Antrag beraten, der aus unserer Feder
stammt, der identisch mit dem Wortlaut des Bundesrats-
beschlusses ist und der auch wortgleich von der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen und sinngemäß, jedenfalls in der
Begründung, von der Fraktion Die Linke eingebracht
worden ist. 

Weil das alles schon recht bekannt ist und die Diskus-
sion schon viele Jahre geführt wurde, 

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Ja!)

kann ich verstehen, dass der eine oder andere es nicht
gerade als sensationell empfindet,

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Sie sagen es!)

dass er sich heute Abend noch damit befassen muss,
Herr Kollege Grindel und Herr Kollege Mayer. 

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist immer wieder nötig!)

Ich kann Ihnen das aber nicht ersparen; 

(Beifall bei der SPD – Reinhard Grindel [CDU/
CSU]: Doch, das können Sie!)

denn wir sprechen von ungefähr 4 Millionen Menschen,
die in Deutschland leben und die weder den deutschen
Pass noch einen Pass aus einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union haben. Es handelt sich um Ausländerin-
nen und Ausländer aus sogenannten Drittstaaten, also
aus Staaten außerhalb der Europäischen Union. Um de-
ren Mitwirkungsmöglichkeit im kommunalen Bereich
– wir wollen ihre Teilhabe an der Gesellschaft, wir wol-
len eine Mitmachgesellschaft – geht es. 

(Beifall bei der SPD)

Die genannte Zahl ist nicht klein. Berlin hat, wie ich
heute gelesen habe, aufgrund des Bevölkerungswachs-
tums derzeit 3,4 Millionen Einwohner zu verzeichnen.
Stellen Sie sich vor, wie es wäre, wenn eine solche Zahl
an Deutschen auf diese Art und Weise von der Wahl aus-
geschlossen ist. 
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Im Übrigen: Wenn wir uns die Situation bei kommu-
nalen Wahlen genau anschauen, dann stellt man fest,
dass es praktisch drei Gruppen gibt. Es gibt dort, wo
viele Menschen mit ausländischem Pass leben, ungefähr
ein Drittel, das nicht wählen darf, ein Drittel, das nicht
wählen will, und ein Drittel, das wählen geht. Sie sind
es, die über die Zusammensetzung der Kommunalparla-
mente entscheiden. Man kann nicht sagen, dass das eine
zufriedenstellende demokratische Legitimation ist. Wir
wünschen uns mehr Beteiligung von allen, die hier le-
ben. Deswegen haben wir diesen Antrag gestellt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Warum nur
auf kommunaler Ebene?)

– Herr Kollege, das will ich Ihnen gleich erklären. 

Vorher will ich Ihnen aber eine Frage stellen – dazu
ist die Stunde nun doch noch nicht zu spät –: Was haben
der Freiherr vom Stein, die Kollegin Leutheusser-
Schnarrenberger von der FDP und die CDU-Oberbürger-
meisterin der Stadt Frankfurt gemeinsam? Alle drei sind
für das kommunale Ausländerwahlrecht: Der Freiherr
vom Stein schon 1808 im Bereich seiner Städteordnung,
die er damals geschaffen hat. Frau Roth hat damals an-
lässlich der Oberbürgermeisterwahlen geäußert: Wir hat-
ten bis jetzt etwa 50 000 wahlberechtigte EU-Ausländer.
Wenn alle Ausländer wählen dürften, hätten wir rund
140 000 Wahlberechtigte. Ich hätte gerne, dass diese üb-
rigen 90 000 Frankfurter ebenfalls wählen dürften. – Das
finde ich richtig.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Frau Leutheusser-Schnarrenberger hat am 21. August
2009 gesagt, dass sie die Kampagne „Demokratie
braucht jede Stimme“ für ein kommunales Ausländer-
wahlrecht in Bayern unterstütze. Die Arbeitsgemein-
schaft der Ausländerbeiräte Bayerns hat sie dafür aus-
drücklich gelobt.

(Serkan Tören [FDP]: Das hat nichts mit 
Ihrem Antrag zu tun!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren der Koali-
tion, fassen Sie sich ein Herz und überlegen Sie, ob Sie
dieser Verfassungsänderung nicht doch zustimmen soll-
ten. 

Was spricht denn dagegen? Gerade aus Ihrem Bereich
wird immer wieder geäußert: Wahlrecht setzt Staatsbür-
gerschaft voraus. Sie sind aber nicht konsequent und
ehrlich genug, um zu sagen: Dann lassen Sie uns bitte
einmal die Voraussetzungen für die Einbürgerung er-
leichtern, damit wir wenigstens annähernd solche Zahlen
haben wie beispielsweise Schweden oder die Nieder-
lande.

(Beifall bei der SPD)

Deutschland hinkt bei den Einbürgerungszahlen im EU-
Vergleich weit hinterher.

(Serkan Tören [FDP]: Sie haben die Einbürge-
rungsvoraussetzungen erschwert!)

Wenn, dann seien Sie bitte auch konsequent: Stimmen
Sie den Veränderungen im Bereich des Staatsbürger-
schaftsrechtes zu. Dann kann ich Ihr Argument ernst
nehmen, sonst nicht. 

Ich vermag nicht einzusehen, warum jemand die deut-
sche Staatsbürgerschaft braucht, um auf kommunaler
Ebene beispielsweise zu entscheiden, ob in einem Be-
bauungsplan genügend Freiraum für Spielflächen für
Kinder vorgesehen ist. Ich vermag nicht zu erkennen,
warum man die deutsche Staatsbürgerschaft braucht, um
verantwortungsvoll entscheiden zu können, in welcher
Weise und mit welchen Finanzmitteln Kindergärten oder
Schulen gebaut werden sollen. Man braucht die deutsche
Staatsbürgerschaft auch nicht, um auf kommunaler
Ebene zu entscheiden, dass man ein städtisches Kran-
kenhaus nicht an irgendjemanden verhökert und ver-
kauft. So ließe sich die Reihe der Beispiele ohne weite-
res fortsetzen.

Wir haben – dieses Argument von Ihnen kenne ich
schon – anlässlich der Expertenanhörung im Innenaus-
schuss des Bundestages sieben Experten gehört. Sechs
davon waren Juristen. Nun gibt es ja das böse Sprich-
wort: Zwei Juristen, drei Meinungen. Ich sage Ihnen
aber einmal: Unter diesen sieben Sachverständigen – wie
gesagt, sechs Juristen darunter – gab es nur zwei mit ei-
ner abweichenden Meinung. 

(Stephan Mayer [Altötting] [CDU/CSU]: Das 
waren aber die maßgeblichen!)

Sie haben gesagt: Es gibt verfassungsrechtliche Beden-
ken, Ausländern, die aus Drittstaaten kommen, das kom-
munale Wahlrecht einzuräumen. 

Kollege Mayer, die ganze Diskussion knüpft an die
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu den
Ländergesetzen von Schleswig-Holstein und Hamburg
aus dem Jahr 1990 an. Damals gab es noch nicht, was
dann zum 31. Dezember 1992 beschlossen worden ist,
nämlich die Bestimmung, dass alle EU-Ausländer bei
Kommunalwahlen wahlberechtigt sind. Nun weiß ich
auch, dass man nicht jeden Sachverhalt über einen
Kamm scheren kann. Es gibt sicherlich Unterschiede
– das verkenne ich nicht –, aber ich bestreite entschieden
– so hat es auch die Mehrheit der Sachverständigen ge-
tan –, dass es eine unüberwindbare verfassungsrechtli-
che Hürde für die Einführung des Kommunalwahlrechts
für ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger gibt.
Das setzt eine Verfassungsänderung voraus. Wir Sozial-
demokraten wollen das schon sehr lange. Wir wollen das
auch weiterhin. Wir werben bei Ihnen allen um entspre-
chende Unterstützung. 

Ich darf meinen Appell wiederholen: Nehmen Sie
sich ein Beispiel an Frau Roth, der Oberbürgermeisterin
von Frankfurt. Sie hat Erfahrung im Umgang mit Mi-
grantinnen und Migranten. Frankfurt hat einen sehr ho-
hen Ausländeranteil. Nehmen Sie sich auch ein Beispiel
an unserer jetzigen Justizministerin, Frau Leutheusser-
Schnarrenberger.

(Gisela Piltz [FDP]: Jederzeit! Gute Frau!)
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Dann bekommen wir in diesem Haus und in der zweiten
Kammer vielleicht eine Verfassungsänderung hin. Das
würde ich mir wünschen. Wir wollen das. Wir wollten
das schon immer. Es bleibt dabei. Wir werden dieses
Projekt weiter intensiv verfolgen.

Danke sehr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 

Nächster Redner ist der Kollege Reinhard Grindel für
die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die letzte Debatte über das Thema „Kommunalwahl-
recht für Ausländer“ haben wir, Herr Veit, vor zehn Mo-
naten, am 28. Mai 2009, geführt. An der Sachlage hat
sich seitdem nichts geändert. Ihre Argumente haben sich
auch nicht geändert. Insofern werden Sie nicht böse sein,
dass sich an der Position der CDU/CSU-Fraktion auch
nichts geändert hat. 

Ich würde mich aber freuen, Herr Kollege Veit, wenn
die Opposition hier einmal mit neuen, weiterführenden
Ideen kommen würde, wie man die Integration der Men-
schen mit Migrationshintergrund weiter verbessern
kann, anstatt hier immer wieder die gleichen Anträge zu
stellen, mit denen Sie den Menschen tatsächlich in ihrer
konkreten Lebenssituation überhaupt nicht helfen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie werden doch nicht ernsthaft behaupten, dass die
Integration von Migranten in den Ländern, in denen es
ein Kommunalwahlrecht für Ausländer gibt, signifikant
besser gelungen ist. Nein, unsere ausländischen Mitbür-
ger wollen Angebote zur Verbesserung ihrer Sprachkom-
petenz. Sie wollen gute Perspektiven für ihre Kinder im
Kindergarten und in der Schule. Außerdem wollen sie,
dass die Arbeitslosigkeit bei Ausländern nicht immer
deutlich höher ist als bei den deutschen Arbeitnehmern.
In all diesen Feldern echter Integrationspolitik sind wir
unter der Verantwortung von Bundeskanzlerin Angela
Merkel und der im Kanzleramt angesiedelten Staatsmi-
nisterin für Integration, Maria Böhmer, gut vorangekom-
men. Das ist konkrete Integrationspolitik. Davon haben
unsere ausländischen Mitbürger etwas, aber nicht von
Ihren relativ sinnentleerten Anträgen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Vertreter der Oppositionsparteien wissen ganz ge-
nau, dass es gravierende verfassungsrechtliche Gründe
gibt, die gegen ein Kommunalwahlrecht für Ausländer
sprechen. Diese Bedenken können, wie uns Verfassungs-
rechtler bei der bereits angesprochenen öffentlichen An-
hörung im Jahre 2008 erklärt haben, auch nicht durch
eine Verfassungsänderung ausgeräumt werden. Eine Er-
weiterung des Kommunalwahlrechts für Drittstaatsange-
hörige über den Kreis der EU-Bürger hinaus wird von ei-
ner Reihe von Verfassungsrechtlern als Verstoß gegen

die verfassungsrechtliche Ordnung schlechthin betrach-
tet. 

Der Grundsatz, wonach alle Staatsgewalt vom Volke
ausgeht, unterliegt der Ewigkeitsgarantie des Art. 20
Grundgesetz und kann selbst durch eine Verfassungsän-
derung nicht außer Kraft gesetzt werden. Nach ständiger
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist das
Staatsvolk in der Bundesrepublik Deutschland das deut-
sche Volk und wird von den deutschen Staatsangehöri-
gen gebildet. Eine Ausnahme – das ist wahr – kann es in-
soweit nur für die Staatsangehörigen anderer Länder der
Europäischen Union geben, weil ihnen nach dem Vertrag
von Maastricht die Unionsbürgerschaft zukommt, die
auch das kommunale Wahlrecht umfasst. 

(Memet Kilic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehen Sie!)

Bei den Kommunalwahlen regeln die Bürger einer
Gemeinde, einer Stadt oder eines Landkreises ihre örtli-
chen Angelegenheiten. Es geht um das Wohl der Kom-
mune, die die Menschen im Blick haben. 

(Zuruf des Abg. Rüdiger Veit [SPD])

Die Frage ist, Herr Kollege Veit, ob ein ausländischer
Mitbürger, der nicht der Unentrinnbarkeit der deutschen
Staatsgewalt unterliegt, weil er nicht zum deutschen
Staatsvolk gehört und sich dementsprechend jederzeit
der Wirkung der Staatsgewalt entziehen könnte, bei sei-
ner Wahlentscheidung auch nur das Wohl der Kommune
im Blick hat. 

Daran – das sage ich Ihnen ganz offen – wird man
Zweifel haben dürfen, wenn man die jüngsten Reden des
türkischen Ministerpräsidenten Erdo an nachliest. 

Erdo an hat seine Landsleute in Deutschland aufge-
rufen, die deutsche Staatsbürgerschaft in Form der dop-
pelten Staatsbürgerschaft zu erwerben, um mehr Einfluss
für türkische Interessen ausüben zu können. Wenn also
schon bei doppelten Staatsbürgern zu befürchten ist, dass
aus dem Loyalitätskonflikt ein Loyalitätsverzicht gegen-
über dem deutschen Staat wird, dann ist eine solche Be-
fürchtung erst recht angebracht, wenn es sich um Perso-
nen handelt, die ausschließlich nur die türkische
Staatsbürgerschaft besitzen, obwohl sie zum Teil viele
Jahre in unserem Land leben.

Herr Veit, Sie haben gesagt: Lass sie doch entschei-
den, ob Schulen gebaut werden. – Ich will, dass sie da-
rüber entscheiden, wie die Schulen für die Schüler in-
haltlich gut gemacht werden. Ich will nicht, dass sie über
türkische Gymnasien entscheiden, um das ganz klar zu
sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Staatsgewalt, Staatsgebiet und Staatsvolk sind die drei
Säulen, auf denen die Staatlichkeit eines Gemeinwesens
ruht. Unklarheiten führen dabei – das lehrt uns die Ge-
schichte in vielen Ländern – nur zu Konflikten. Deshalb
bin ich für Klarheit: Wer als Ausländer sich gut integriert
hat, auf Dauer bei uns leben möchte und wer auf die Ge-
staltung seines Gemeinwesens, von der Gemeinde bis
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hin zur Bundesebene, Einfluss nehmen will, der ist herz-
lich eingeladen, die deutsche Staatsbürgerschaft unter
Verzicht auf seine bisherige Staatsangehörigkeit zu er-
werben. Dann kann er auf allen staatlichen Ebenen durch
ein aktives und passives Wahlrecht Einfluss nehmen. 

Es bleibt bei unserem Grundsatz: Die Verleihung der
deutschen Staatsbürgerschaft und der Erwerb des akti-
ven und passiven Wahlrechts stehen am Ende eines ge-
lungenen Integrationsprozesses und sind keine Eintritts-
karte. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Ein Wahlrecht für alle staatlichen Ebenen macht auch
insoweit Sinn, als viele Fragen, die die Menschen mit
Migrationshintergrund in besonderer Weise betreffen,
eben im Landtag oder Bundestag entschieden werden.
Ein Kommunalwahlrecht für Ausländer würde den An-
trieb, die deutsche Staatsbürgerschaft zu erwerben, wei-
ter erlahmen lassen. Im Ergebnis würde es die Integra-
tion also nicht befördern, sondern behindern.

Herzlichen Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 

Nächste Rednerin ist die Kollegin Sevim Da delen
für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Sevim Da delen (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lieber

Herr Grindel, ich frage mich wirklich, von wo Sie immer
Ihre Argumente hervorzaubern.

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Aus dem
Grundgesetz! – Weiterer Zuruf von der CDU/
CSU: Ganz einfach: aus dem Kopf!)

Sie sagen, Drittstaatsangehörigen oder ausländischen
Mitbürgerinnen und Mitbürgern könne man kein kom-
munales Wahlrecht geben. Diese Menschen sind nach
Ihrer Auffassung offenbar nicht in der Lage, im Interesse
bzw. zum Wohle der Kommune zu entscheiden.

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Was sagen Sie 
denn zu Erdo an?)

Seit 1992 gibt es das kommunale Wahlrecht für EU-
Bürgerinnen und EU-Bürger, die nicht deutsche Staats-
angehörige sind. Wollen Sie jetzt behaupten, dass Mil-
lionen EU-Bürgerinnen und EU-Bürger, die in Deutsch-
land das kommunale Wahlrecht haben, nicht zum Wohl
der Kommune entscheiden, sondern für irgendetwas an-
deres? Ich finde, das sollten Sie sich sparen.

Sie möchten die Integration mit der sozialen Frage
verbinden; auch das ist für meine Ohren neu. Aber bei
diesem Thema geht es nicht nur um Integration. Hier
geht es um Gleichstellung, hier geht es auch um Partizi-
pation, und hier geht es um das Kernstück der Demokra-
tie: Wir wollen mehr als 4 Millionen Menschen das
Recht einräumen, sich an Wahlen zu beteiligen. Dieses

Recht möchten wir diesen Menschen nicht vorenthalten.
Deshalb unterstützen wir diese Initiative selbstverständ-
lich. 

Es geht bei diesem Thema um Gleichstellung. In 16
der 27 EU-Mitgliedstaaten wurde das kommunale Wahl-
recht für Drittstaatsangehörige, wenn auch mit unter-
schiedlichen gesetzlichen Bestimmungen, bereits reali-
siert. Es kann also keine Rede davon sein, dass diese
Menschen nicht im Interesse der Kommune entscheiden.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg.
Memet Kilic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] –
Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Aber die Inte-
gration ist dadurch auch nicht besser!)

Es wurde deutlich: Das Verständnis, das Schwarz-Gelb
von Integration hat, ist offenkundig gleichbedeutend mit
Ungleichheit; denn Sie wollen die bestehende Ungleich-
heit zementieren.

Ich möchte mich auch an Herrn Veit und die SPD
wenden. Es ist nicht zu verhehlen – da hat Herr Grindel
recht –: Es ist Wahlkampf. Ich frage Sie, Herr Veit: Was
ist innerhalb der letzten zehn Monate passiert? Noch vor
zehn Monaten haben Sie hier im Bundestag bei einer na-
mentlichen Abstimmung gegen das kommunale Wahl-
recht für Drittstaatenangehörige gestimmt.

(Patrick Kurth [Kyffhäuser] [FDP]: Ach was! 
So ist das also! Das ist ja interessant!)

Aber jetzt, kurz vor den Landtagswahlen in Nordrhein-
Westfalen, meinen Sie Ihr vermeintliches Herz für Mi-
grantinnen und Migranten entdecken zu müssen. 

Auch in diesem Kontext ist zu sehen, dass Sie heute
eine Pressekonferenz einberufen haben, und zwar nur
deshalb, um zu Ihrem heute zu beratenden Gesetzent-
wurf Stellung zu nehmen. Das macht Sie nicht glaub-
würdiger. Sie haben es in Ihren elf Regierungsjahren
nicht geschafft, bei diesem Thema eine Initiative auf den
Weg zu bringen. Herr Veit, wo war die SPD in diesen elf
Regierungsjahren? Warum haben Sie keine Initiative er-
griffen, um Drittstaatenangehörigen das Wahlrecht zu-
mindest auf der kommunalen Ebene zu geben? Sie haben
nichts getan. Jetzt, kurz vor der Landtagswahl in NRW,
wollen Sie etwas tun. Das ist für die SPD schändlich,
Herr Veit.

(Beifall bei der LINKEN – Christian Lindner
[FDP]: Ihr habt das doch in 40 Regierungsjah-
ren nicht hinbekommen!)

Sie sagen – insbesondere von der Union, aber auch
von der FDP hört man das immer wieder –, die Men-
schen sollen sich einbürgern lassen und deutsche Staats-
angehörige werden; dann können sie auch von ihrem
Wahlrecht Gebrauch machen. Ich frage mich: In welcher
Welt leben Sie eigentlich? Sie haben das Staatsangehö-
rigkeitsgesetz in den letzten Jahren immer weiter ver-
schärft. Im September 2008 haben Sie den Einbürge-
rungstest eingeführt. Die vorherige rot-grüne Regierung
hat das Staatsangehörigkeitsgesetz im Jahre 2000 refor-
miert. Auch diese Reform hat übrigens zu einem Rück-
gang der Zahl der Einbürgerungen geführt. 
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Der Einbürgerungstest, den Sie im Jahr 2008 einge-
führt haben, hatte zur Folge, dass die Zahl der Einbürge-
rungen im Jahr 2009 im Vergleich zu 2008 um
19 Prozent gesunken ist. Seit dem Jahr 2000, also seit
der großen Reform unter Rot-Grün, beträgt der Rück-
gang 55 Prozent. Es ist also Quatsch, zu sagen: Die
Leute sollen sich einbürgern lassen. – Vielmehr müssen
wir Einbürgerungen massiv erleichtern,

(Beifall bei der LINKEN – Reinhard Grindel
[CDU/CSU]: Wir müssen die Integration ver-
bessern!)

damit die Menschen überhaupt eingebürgert werden und
bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen am 9. Mai
Gebrauch von ihrem Wahlrecht machen können. Wir
brauchen aber auch ein kommunales Wahlrecht, damit
wir – aus demokratietheoretischen Gründen sage ich das,
Herr Grindel – in Deutschland weniger demokratiefreie
Zonen haben. Wie können Sie in den Kommunen Stadt-
räte legitimieren, wenn dort 30 oder 35 Prozent der Be-
völkerung an den Wahlen nicht teilnehmen können?

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 

Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Sevim Da delen (DIE LINKE): 
Ich komme zum Schluss. Wir als Linke fordern de-

mokratische und soziale Rechte für alle in Deutschland
lebenden Menschen – und das, liebe SPD, nicht nur
dann, wenn sie uns gerade mal wahltaktisch genehm
sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 

Nun hat der Kollege Serkan Tören für die FDP-Frak-
tion das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Serkan Tören (FDP): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die wichtigsten Orte der Integration sind jene, in denen
das alltägliche Leben stattfindet. Das ist dort, wo unsere
Kinder zur Schule gehen, wo wir Mitglied in Sportverei-
nen sind und wo es um Bebauungspläne für Wohnge-
biete geht. Gerade vor Ort ist es von besonderer Bedeu-
tung, dass sich Migranten politisch einbringen und die
Entscheidungen mitgestalten können. Es existieren dort
bereits einige Modelle, so zum Beispiel Ausländerbei-
räte und Integrationsräte. Ich spreche aber ein offenes
Geheimnis an, wenn ich sage, dass deren Sinnhaftigkeit
zweifelhaft ist. Denn diese Gremien werden de facto nur
sehr schlecht angenommen.

(Rüdiger Veit [SPD]: Die haben ja auch nichts 
zu sagen! Kein Wunder!)

Ich will nur auf die letzten Integrationswahlen in NRW
verweisen. Da lag die Wahlbeteiligung bei nur 11 Pro-
zent. Hören Sie sich das genau an: nur 11 Prozent. Ein
Gremium zu wählen, das die wirklich entscheidungsbe-

rechtigten Kommunalvertretungen nur berät, ist nun ein-
mal nicht sonderlich attraktiv.

Die FDP hat sich schon immer für eine Ausweitung
demokratischer Mitbestimmung und für eine Verbesse-
rung politischer Teilhabe von Migranten eingesetzt, al-
lerdings immer unter bestimmten Voraussetzungen und
unter dem klaren Leitbild eines mündigen Bürgers, der
sich in die öffentlichen Belange einmischt und auch ein-
mischen kann. 

Die Linke und die SPD fordern als einzige Vorausset-
zung dafür, das Kommunalwahlrecht zu erlangen, den
ständigen Wohnsitz. Ich sage Ihnen ganz klar: Das ist
nicht ausreichend. Das ist schwammig. Das zeigt auch,
dass Sie sich mit Ihrem eigenen Antrag überhaupt nicht
beschäftigt haben.

(Beifall bei der FDP)

Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen von den Grü-
nen, führen benachbarte Länder wie Belgien, Schweden
oder auch Irland als glänzende Beispiele an. Dann möchte
ich Ihnen auch mal erzählen, wie es dort tatsächlich aus-
sieht: Erstens. Die Wahlbeteiligung der Migranten ist in
diesen Ländern stets niedriger als die der Staatsbürger
ohne Migrationshintergrund.

(René Röspel [SPD]: Mövenpicker!)

Zweitens. Besonders niedrig ist dabei die Wahlbeteili-
gung in Gemeinden mit einem hohen Migrantenanteil.
Drittens. Migranten in diesen Ländern nehmen das pas-
sive Wahlrecht – wenn überhaupt – nur sehr selten wahr.
Das hat natürlich Gründe: Dazu zählen eine mangelnde
Kenntnis der jeweiligen politischen Systeme, oft auch ein
anderes kulturelles Verständnis von Interessenvertretun-
gen, teilweise auch die geringe Bereitschaft der Parteien,
sich zu öffnen, oder einfach ein genereller Politikver-
druss, wie man ihn auch bei Deutschen hier in Deutsch-
land kennt.

(René Röspel [SPD]: Halten Sie die Teilnahme 
an Demokratie nicht für ein Grundrecht?)

All diese Punkte zeigen: Das Wahlrecht ist nicht – so
behaupten es die Damen und Herren der Linken – die
entscheidende Komponente erfolgreicher Integrations-
politik. Es sollte auch bitte nicht als solche verkauft wer-
den. Damit machen Sie es sich viel zu einfach.

(Beifall bei der FDP)

Auch das Argument der Ungleichbehandlung gegenüber
EU-Bürgern halte ich für nicht tragfähig, und ich wun-
dere mich darüber immer wieder. Anscheinend kennen
Sie die EU-Verträge und das, was damit verbunden ist,
nicht. Deutschland ist in die EU integriert. Es gibt diese
Verträge nun einmal. Sie müssen sie sich einmal genau
durchlesen.

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: So ist es!)

Wir als FDP können uns durchaus vorstellen, dass ein
Ausländerwahlrecht in bestimmten Kommunen sinnvoll
ist. Es muss dann allerdings an Bestimmungen geknüpft
sein. Wenn sich ein Drittstaatenausländer mindestens
fünf Jahre rechtmäßig in Deutschland aufhält, sollte es

Sevim Da delen
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den Kommunen grundsätzlich ermöglicht werden, ihm
das Wahlrecht zu verleihen. Dazu darf es aber keine
starre Vorschrift im Grundgesetz geben. Denkbar wäre
an dieser Stelle zum Beispiel eine Länderöffnungsklau-
sel nach dem Subsidiaritätsprinzip, die es den Ländern in
ihrer Hoheit ermöglicht, den Kommunen die Entschei-
dung über ein solches Ausländerwahlrecht und dessen
Voraussetzungen zu überlassen und es zu gestalten.

(Beifall bei der FDP – René Röspel [SPD]: 
Mit welcher Begründung eigentlich?)

Worum es in dieser Debatte tatsächlich geht, ist das
Ziel einer verbesserten Integration. Es geht um das Ziel
einer vollen gesellschaftlichen und politischen Teil-
nahme von Migrantinnen und Migranten in Deutschland.
Dazu ist das kommunale Wahlrecht sicherlich nicht das
geeignete Mittel. Der Königsweg ist und bleibt die Ein-
bürgerung. Gleichwohl: Wir alle kennen die ernüch-
ternde Situation, dass sich von 45 möglichen Personen
nur eine tatsächlich einbürgern lässt. Das ist nicht befrie-
digend. Wir müssen für die deutsche Staatsangehörigkeit
werben. Lassen Sie mich an dieser Stelle deutlich sagen:
Ein paar warme Worte reichen nicht aus. Wir müssen
konkrete Anreize schaffen. Ein Ansatzpunkt kann die
zügigere Einbürgerung für besonders erfolgreich inte-
grierte Migranten sein. Indem die Einbürgerung von be-
stimmten Integrationsleistungen abhängt, gibt sie näm-
lich allgemeine Zielstellungen vor.

(Sevim Da delen [DIE LINKE]: Und Linke 
dürfen nicht eingebürgert werden, nicht?)

Diese sind wichtig und unabdingbar für die Motivation
der Migranten, insbesondere aber für unser Gemeinwe-
sen. Ein Beispiel: Studiert ein junger Mensch erfolgreich
in Deutschland, lernt er Land und Leute kennen und
lernt er die Sprache, ist er hochqualifiziert, so sind dies
die Integrationsleistungen, die bei der Wartezeit Berück-
sichtigung finden sollten. 

Meine Damen und Herren, man kann sich darüber
streiten – wir tun dies, auch heute –, ob die Einbürgerung
am Anfang oder am Ende einer erfolgreichen Integration
stehen sollte. Lassen Sie es mich so formulieren: Die
Einbürgerung ist ein Meilenstein im Integrationsprozess.
Die Zahl der Einbürgerungen zu steigern, muss in unser
aller Interesse sein.

(Rüdiger Veit [SPD]: Schöne Grüße an die 
CDU/CSU!)

Ein kommunales Wahlrecht für Ausländer ist nichts
Halbes und nichts Ganzes. Sorgen wir dafür, dass Mi-
granten voll und ganz teilhaben an Staat und Gesell-
schaft! Sorgen wir dafür, dass Migranten sich voll und
ganz zu Staat und Gesellschaft als deutsche Patrioten be-
kennen!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 

Nächster Redner ist der Kollege Memet Kilic für die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Memet Kilic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe gerade mit Erstaunen zur Kenntnis genommen,
dass die Unionsparteien eine Erweiterung des kommuna-
len Wahlrechts auf Drittstaatler für verfassungswidrig
halten

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Da haben Sie 
aber nicht zugehört!)

und unsere Kollegen von der FDP eine Erweiterung des
kommunalen Wahlrechts auf Drittstaatler für nicht erfor-
derlich halten, sich vielmehr dafür aussprechen, dass die
Kommunen das über eine Öffnungsklausel gestalten
können. 

(René Röspel [SPD]: Aber nur, wenn es deut-
sche Patrioten waren! – Gisela Piltz [FDP]: Da
haben Sie auch bei uns nicht zugehört!)

Das zeigt, dass die Koalitionsparteien noch einiges zu
klären haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bereits in der letzten Wahlperiode haben wir Grüne
einen Gesetzentwurf zur Erweiterung des kommunalen
Wahlrechts auf Angehörige von Drittstaaten in den Bun-
destag eingebracht.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: In jeder Wahlperiode!)

Unser Entwurf wurde bedauerlicherweise mit den Stim-
men der Fraktionen CDU/CSU, FDP und SPD abgelehnt.
Es ist erfreulich und macht Hoffnung, dass die SPD un-
sere Meinung in dieser wichtigen Frage nun doch teilt. 

(Rüdiger Veit [SPD]: Das tun wir eigentlich 
schon immer!)

Ein großer Teil unserer Bevölkerung, nämlich über
4 Millionen Menschen in Deutschland, darf an Wahlen
nicht teilnehmen. Der Ausschluss dieser Menschen aus
Drittstaaten von der politischen Teilhabe ist weder mit
dem Demokratieprinzip vereinbar noch mit einer erfolg-
reichen Integrationspolitik. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entschei-
dung zum kommunalen Wahlrecht für Ausländer im Jahr
1990 betont, dass es der demokratischen Idee entspricht,
eine Übereinstimmung zwischen der Wohnbevölkerung
und der Wahlbevölkerung herzustellen. Folgerichtig hat
es die Politik aufgefordert, möglichst viele dauerhaft in
Deutschland lebende Bürgerinnen und Bürger in das
Wahlrecht einzubeziehen. 

Solange Bürgerinnen und Bürger aus Drittstaaten das
kommunale Wahlrecht nicht erhalten, wird ein erhebli-
cher Teil unserer Gesellschaft von der wichtigsten politi-
schen Teilhabe in einer Demokratie ausgeschlossen. In
einigen Kommunen mit einem hohen Anteil an Immi-
grantinnen und Immigranten entstehen so demokratie-
freie Zonen. 

Die Ausübung des kommunalen Wahlrechts ist aber
auch für die Integration der in Deutschland lebenden Im-
migrantinnen und Immigranten von großer Bedeutung.
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Eine erfolgreiche Integration lässt sich nur durch Teil-
habe, also die Einräumung von Rechten, erreichen. 

Ein wesentliches Recht in der Demokratie ist das
Wahlrecht. Die Notwendigkeit der politischen Teilhabe
von Immigrantinnen und Immigranten haben wir Deut-
sche und Europäer bereits 1992 erkannt und mit dem
Vertrag von Maastricht das kommunale Wahlrecht für
EU-Bürgerinnen und -Bürger eingeführt. Seitdem haben
jede Unionsbürgerin und jeder Unionsbürger mit Wohn-
sitz in Deutschland das aktive und passive Wahlrecht bei
kommunalen Wahlen. Die Erfahrungen damit sind äu-
ßerst positiv. 

Dass das Demokratieprinzip und der Integrationsge-
danke für Nicht-EU-Immigranten nicht gelten soll, ist
sachlich nicht gerechtfertigt und verfassungsrechtlich
höchst bedenklich; denn die Lebenssituation von Dritt-
staatsangehörigen unterscheidet sich nicht von der Le-
benssituation von EU-Bürgern und Deutschen. Es geht
um Menschen, die seit Jahren legal in Deutschland le-
ben, hier arbeiten und Steuern zahlen. Ihre Kinder besu-
chen gemeinsam mit unseren Kindern die Schule oder
den Kindergarten. Der einzige Unterschied ist, dass
diese Bürgerinnen und Bürger die Angelegenheiten ihrer
Kommune nicht mitbestimmen dürfen. Diese Einteilung
in Ausländer erster und zweiter Klasse ist ungerecht und
stellt eine institutionelle Diskriminierung dar.

(Beifall der Abg. Sevim Da delen [DIE 
LINKE])

In vielen anderen europäischen Ländern ist das kom-
munale Wahlrecht für Drittstaatsangehörige eine Selbst-
verständlichkeit. In Finnland, Schweden, Dänemark, Est-
land, Luxemburg, Irland, Belgien und den Niederlanden
traut man den Drittstaatsangehörigen längst mehr zu, als
zu arbeiten, Steuern zu zahlen oder Fußball zu spielen.
Dort dürfen sie mitbestimmen, wenn es um das Schicksal
ihrer Kommune geht.

Deshalb fordern wir, das Grundgesetz dahin gehend
zu ergänzen, dass auch Nicht-EU-Bürgerinnen und -EU-
Bürger, die ihren ständigen Wohnsitz in Deutschland ha-
ben, das Kommunalwahlrecht erhalten.

Ich bedanke mich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 

Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege
Stephan Mayer für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolle-
ginnen! Sehr verehrte Kollegen! Ich möchte zunächst
einmal eines feststellen: Seit die CDU/CSU wieder in
Regierungsverantwortung ist, seit dem Jahr 2005, steht
das Thema Integration endlich wieder ganz oben auf der
politischen Tagesordnung. 

(Rüdiger Veit [SPD]: Das habt ihr von uns 
gelernt!)

Wir reden nicht nur von Integration, wir machen auch et-
was für Integration.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Was denn? – Wolfgang Wieland
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das träumen
Sie doch nur!)

Es gibt eine außerordentlich engagierte und sehr er-
folgreiche Integrationsbeauftragte der Bundesregierung,
Frau Staatsministerin Professor Böhmer. Wir als CDU/
CSU haben klargemacht, dass es nicht an den finanziel-
len Ressourcen scheitern darf, Ausländern oder auch
Aussiedlern die erforderlichen deutschen Sprachkennt-
nisse beizubringen. Das gilt sowohl für Ausländer und
Aussiedler, die schon länger in Deutschland sind, als
auch für die, die neu in unser Land kommen.

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer hat das denn eingeführt?)

Wir haben auch in den Ländern einiges dafür getan,
dass wirklich praktische Integrationsarbeit vor Ort geleis-
tet werden kann. Ich möchte nur noch daran erinnern:
Bevor Jürgen Rüttgers Ministerpräsident in Nordrhein-
Westfalen wurde, bevor die CDU dort in Regierungsver-
antwortung kam, haben türkische Hauptschulabsolventen
aus Bayern im Fach Mathematik besser abgeschnitten als
deutsche Hauptschulabsolventen aus Nordrhein-Westfa-
len. Daran sieht man: Es gibt auch in den Bundesländern
ganz hervorragende und herausragende Beispiele für er-
folgreiche Integration.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hinsichtlich
der jetzt zu behandelnden Gesetzentwürfe und des jetzt
zu behandelnden Antrages gilt es festzuhalten, dass ein
Wahlrecht für Drittstaatsangehörige im kommunalen Be-
reich gegen die Ewigkeitsgarantie des Grundgesetzes,
gegen Art. 79 Abs. 3 Grundgesetz, verstoßen würde.
Ebenso kann ich mich nur dem renommierten Staats-
rechtler Josef Isensee anschließen, der der Auffassung
ist, dass ein Wahlrecht für Drittstaatsangehörige im kom-
munalen Bereich auch gegen das Homogenitätsgebot ge-
mäß Art. 20 Abs. 2 des Grundgesetzes verstoßen würde.

Es ist nun einmal so, dass das Staatsvolk einheitlich
ist. Man kann das Staatsvolk bei einer Kommunalwahl
nicht anders definieren als bei einer Landtags- oder bei
einer Bundestagswahl.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen ist es nun einmal so, dass das Staatsvolk ge-
mäß Art. 20 Abs. 2 Grundgesetz so definiert wird, dass
die Grundvoraussetzung dafür die deutsche Staatsange-
hörigkeit ist. Deswegen ist es auch richtig, dass das ak-
tive Wahlrecht sowohl im kommunalen Bereich als auch
im überregionalen Bereich an die deutsche Staatsange-
hörigkeit gebunden ist.

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist mit den EU-Bürgern?)
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Darüber hinaus würde ein Wahlrecht für Drittstaats-
angehörige im kommunalen Bereich gegen das Völker-
recht verstoßen. Im Völkerrecht gilt der Grundsatz, dass
eine Rechtsposition eines Landes nur gewährt wird,
wenn gemäß dem Prinzip der Gegenseitigkeit das andere
Land die gleiche Rechtsposition dem ersteren Land auch
gewährt. Dieser Grundsatz des Völkerrechts wäre also
nicht eingehalten.

Darüber hinaus möchte ich auch klarmachen, dass das
Kommunalrecht und der kommunale Bereich keine Ver-
suchsfelder sein können. Es geht hier auch um elemen-
tare Entscheidungen, die die Menschen vor Ort teilweise
unmittelbarer betreffen als manche Entscheidungen, die
auf Landes- oder Bundesebene getroffen werden. Ich
warne davor, das Kommunalwahlrecht hier als Versuchs-
kaninchen zu betrachten.

Abgesehen davon bitte ich schon, sich noch einmal
deutlich vor Augen zu führen, dass in den EU-Ländern,
in denen Drittstaatsangehörigen das Wahlrecht im kom-
munalen Bereich eingeräumt wurde, die Wahlbeteili-
gung durch die Bank bei weit unter 30 Prozent liegt.
Man sieht also ganz konkret: Es wird von diesem kom-
munalen Wahlrecht für Drittstaatsangehörige nicht Ge-
brauch gemacht.

Ich glaube, eines sollte auch in aller Deutlichkeit fest-
gehalten werden: Eine erfolgreiche Integration kann
nicht mit dem Gewähren des aktiven und passiven Wahl-
rechts im kommunalen Bereich erreicht werden. Die
Möglichkeit, sich im kommunalen Bereich aktiv und
passiv an Wahlen zu beteiligen, kann erst am Ende einer
erfolgreichen Integration stehen.

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: So ist es!)

Darauf gilt es meines Erachtens auch in aller Deutlich-
keit hinzuweisen. 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Kollegin Da delen?

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Aber hier 
keine Nachtgedanken!)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU): 
Ich bin auch zu später Stunde selbstverständlich noch

gerne bereit, die Frage zu beantworten.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)

Sevim Da delen (DIE LINKE): 
Vielen Dank, das ist der bayerische Charme. – Ich

habe wirklich nur eine ganz kurze Frage. Sie haben auf
die niedrige Wahlbeteiligung der Drittstaatsangehörigen
in den EU-Ländern hingewiesen, in denen es das kom-
munale Wahlrecht für Drittstaatsangehörige gibt. 

Herr Kollege Mayer, in Deutschland – sowohl auf
kommunaler Ebene als auch bei Landtagswahlen oder
bei der Bundestagswahl – beklagen sehr viele Organisa-
tionen, selbst die Parteien, dass die Wahlbeteiligung im-
mer geringer wird. 

(Gisela Piltz [FDP]: Ich dachte, das ist eine 
kurze Frage!)

Immer mehr Menschen bleiben zu Hause. 

Würde man Ihrer Logik folgen, müsste man eventuell
auch den Deutschen das Wahlrecht wieder entziehen,
weil sie sich an den Wahlen nicht beteiligen.

(Zuruf von der FDP: Also bitte! Es ist zwar 
schon sehr spät, aber …!)

Sehe ich das richtig?

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Die Frage war
jetzt unverzichtbar! Die musste sein! – Zuruf
von der FDP: Das müssen Sie nicht beantwor-
ten!)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU): 
Sehr verehrte Frau Kollegin, Sie sehen das eklatant

falsch. Es ist vollkommen richtig, dass wir mehr dafür
tun müssen, Ausländer in Deutschland dafür zu interes-
sieren, sich am gesellschaftlichen Leben zu beteiligen,
insgesamt mehr Interesse an einer Partizipation an der
Gesellschaft an den Tag zu legen. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Machen Sie mal Vorschläge!)

Aber ich bin dezidiert der Auffassung, dass dieser rich-
tige Wunsch nicht dadurch erfüllt wird, dass man auslän-
dischen Mitbürgerinnen oder Mitbürgern das kommu-
nale Wahlrecht gibt. Ganz im Gegenteil: Wenn ich bei
mir im Wahlkreis mit Ausländerinnen und Ausländern
spreche, dann sagen sie nicht, dass es ihr hehrster
Wunsch ist, endlich an Kommunalwahlen teilzunehmen.
Sie sagen, dass sie ordentlich geleistete Integrations-
arbeit an den Schulen wollen. Sie wollen natürlich auch
einen Job; sie wollen Arbeit, mit der sie auch ihre Fami-
lie ernähren können. Sie wollen, was das gesellschaftli-
che Leben insgesamt anbelangt, gleich behandelt wer-
den. Aber ich habe noch von keinem ausländischen
Mitbürger den Wunsch gehört, endlich an einer Kommu-
nalwahl teilzunehmen zu können.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: In meinem Wahlkreis ist das an-
ders!)

Vor diesem Hintergrund sehe ich dieses Thema derzeit
als absolut am unteren Ende der politischen Agenda an-
gesiedelt an.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen von
der Opposition, mir fehlt in Ihren Anträgen bzw. Gesetz-
entwürfen vor allem auch ein Hinweis darauf, welche
Mindestaufenthaltszeit erfüllt sein sollte, damit ein Aus-
länder sein aktives und passives Wahlrecht im Kommu-
nalbereich wahrnehmen kann.

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wenn das Ihre Meinung ist, dann
konkretisieren Sie das mal!)

Nach Ihren Anträgen bzw. Gesetzentwürfen dürfte ein
Ausländer, auch wenn er sich nur drei oder sechs Monate
in Deutschland aufhält, in seiner Heimatgemeinde an der
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Kommunalwahl teilnehmen. Das ist doch in jeder Hin-
sicht absurd und vollkommen illusorisch. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Wolfgang
Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: EU-
Bürger dürfen das!)

Wenn dann immer wieder gesagt wird: „Wir haben
doch jetzt seit den 90er-Jahren auch das kommunale
Wahlrecht für EU-Ausländer“, dann bitte ich dabei zu
bedenken, dass in Deutschland der Grundsatz gilt: Glei-
ches muss gleich und Ungleiches muss ungleich behan-
delt werden.

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber Sie haben eben vom Staatsvolk
geredet, zu dem man gehören muss, um teil-
nehmen zu können! Sie sind widersprüchlich!)

Es besteht nun einmal ein Unterschied zwischen einem
EU-Ausländer und einem Drittstaatsangehörigen. In der
Präambel unseres Grundgesetzes gibt es den ganz klaren
Hinweis, dass es unser Ziel ist, uns in die Europäische
Union zu integrieren. Es gibt den Art. 23 des Grundge-
setzes. Es gilt festzuhalten, dass ein elementarer Unter-
schied zwischen EU-Ausländern und Drittstaatsangehö-
rigen besteht. Deswegen ist es meines Erachtens nur
folgerichtig und sachgerecht, dass EU-Ausländern sehr
wohl das aktive und passive Kommunalwahlrecht einge-
räumt wird, Drittstaatsangehörigen hingegen nicht.

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie machen sich unbeliebt bei Ihren
Leuten, wenn Sie hier endlos reden! Das wa-
ren gefühlt schon 16 Minuten!)

Es ist schon auf die meines Erachtens sehr bemer-
kenswerte Rede des türkischen Ministerpräsidenten
Recep Tayyip Erdo an vom 27. Februar in Istanbul hin-
gewiesen worden. Manche Passagen daraus – ich zitiere
nur: Wir sind alle Geschwister; wir sind Kinder dessel-
ben Stammes – zeigen meines Erachtens schon, wes
Geistes Kind Tayyip Erdo an ist.

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja kein Vorbild für uns! Jetzt
grenzen Sie sich mal davon ab!)

Letzten Endes geht es ihm darum, ein Pantürkentum zu
schaffen. Demzufolge besteht meines Erachtens die
eklatante Gefahr, dass, wenn es das kommunale Auslän-
derwahlrecht für Drittstaatsangehörige gäbe, offenkun-
dig die Möglichkeit bestände, dass auf die in Deutsch-
land lebenden Türken bei Kommunalwahlen
entsprechend eingewirkt werden würde. Die Möglich-
keit der Instrumentalisierung ist meines Erachtens bei-
leibe nicht von der Hand zu weisen. Das ist meiner Mei-
nung nach auch ein entscheidender Grund, sich
vehement gegen ein aktives und passives kommunales
Wahlrecht für Drittstaatsangehörige auszusprechen. Des-
wegen kann ich zum Schluss nur in aller Deutlichkeit
festhalten: Es ist sowohl dem Gesetzentwurf der SPD-
Fraktion als auch dem der Grünen-Fraktion sowie dem
Antrag der Linkspartei die Absage zu erteilen.

Ich bitte Sie, endlich die Argumente zur Kenntnis zu
nehmen und die Debatte über ein kommunales Wahl-
recht für Drittstaatsangehörige in Deutschland zu been-
den. Lassen Sie uns die Zeit lieber darauf verwenden,
uns damit zu befassen, was wir machen können, um die
in Deutschland lebenden Ausländer noch besser und in-
tensiver in die deutsche Gesellschaft zu integrieren.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 

Ich schließe die Aussprache. Interfraktionell wird
Überweisung der Vorlagen auf den Drucksachen 17/1047,
17/1150 und 17/1146 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. – Ich sehe, Sie sind
damit einverstanden. Dann sind die Überweisungen so
beschlossen.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 14 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit (16. Ausschuss) zu der Un-
terrichtung der Bundesregierung

Vorschlag für eine Verordnung des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über das
Inverkehrbringen und die Verwendung von
Biozidprodukten (Text von Bedeutung für den
EWR) (inkl. 11063/09 ADD 1 und 11063/09
ADD 2)
(ADD 1 in Englisch)
KOM(2009) 267 endg.; Ratsdok. 11063/09

– Drucksachen 17/136 Nr. A.94, 17/1218 -

Berichterstattung:
Abgeordnete Ingbert Liebing 
Dr. Bärbel Kofler 
Dr. Lutz Knopek 
Ralph Lenkert 
Dorothea Steiner 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Reden zu
diesem Tagesordnungspunkt zu Protokoll zu geben. –
Damit sind Sie einverstanden. Es handelt sich um fol-
gende Kolleginnen und Kollegen: Ingbert Liebing, Josef
Göppel, Dr. Bärbel Kofler, Dr. Lutz Knopek, Ralph
Lenkert und Dorothea Steiner.1)

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung. Der
Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf
Drucksache 17/1218, in Kenntnis der Unterrichtung eine
Entschließung anzunehmen. Gleichwohl müssen wir
auch über diese Beschlussempfehlung abstimmen. Wer
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer ist dage-
gen? – Enthaltungen? – Die Beschlussempfehlung ist an-
genommen mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen.

1) Anlage 9


